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Rechtskunde
I. Entwicklung des Rechts

1. Was ist Recht?  Richtig, gerecht, Recht?
Die philosophische Grundlage des Rechts

Recht als subjektives Recht, ihr gutes Recht, moralisches Recht und das objektive Recht  verbunden mit der Ethik als Quellen für Recht und Gesetz in den jeweiligen gesellschaftlichen Formationen und Strukturen.

Richtig = wahr? Subjektive und objektive Wahrnehmung bei unterschiedlichen Kausalverläufen

2. geschichtliche Entwicklung des Rechts

Naturrecht, Menschenrecht, Gewohnheitsrecht

Die philosophische Entwicklung des Rechts von den Urvölkern bis zum griechischen und römischen Recht. ( Demokrit und die erste Atomlehre ca. 460 v. Chr.)
Erste bekannte Gesetzestexte von König Hammurabi in Babylonien ca. 1728 - 1686 v. Chr.
Im römischen Weltreich entwickelte sich von 600 v. Chr. – ca.  600 n. Chr. Das römische Recht, das noch heute eine der wichtigsten Rechtsquellen ist. Es wurde von 528 – 540 n. Chr. von Kaiser Justinian gesammelt und schriftlich aufgezeichnet.

Aber auch das germanische Recht hat seine Einflüsse hinterlassen, etwa durch die mittelalterliche Ständeordnung und die Zunftordnung und ihre Fortsetzung in dem heutigen System der Kammern.  

Originäre Rechtsquellen sind die im 19. Jahrhundert entwickelten Gesetzeswerke wie: StGB, ZPO, BGB und HGB.

Auch sie entwickelten sich aus den philosophischen Gedanken, hier geprägt von der Aufklärung. Hier ist von besonderer Bedeutung Emanuel Kant, der 1780 den kategorischen Imperativ prägte: „ Handle nur nach der Maxime, durch die du zugleich wollen kannst, dass sie allgemeines Gesetz werde.“ Oder umgangssprachlich: Was du nicht willst, dass man dir tut, das füg auch keinem andern zu.

3. Die Entstehung des BGB

Im 19. Jahrhundert galten in Deutschland ganz verschiedene Privatrechtsordnungen und -systeme: französisches, preußisches, bayrisches, sächsisches, österreichisches, dänisches und gemeines römisches Recht. Dies System behinderte jedoch Industrie, Handel und Verkehr. Der Weg zur Vereinheitlichung des bürgerlichen Rechts wurde aber erst frei durch den Zusammenschluss der deutschen Staaten zum deutschen Reich.

Auf Betreiben der Abgeordneten Lasker und Miquel wurde 1874 eine erste Vorkommission zur Vereinheitlichung des bürgerlichen Rechts eingesetzt und dann noch im gleichen Jahr die erste Kommission für den Entwurf eines bürgerlichen Rechts.  Am 18.8.1986 wurde dann vom Kaiser das BGB ausgefertigt und trat am 1.1.1900 in Kraft.

II. Rechtssystem und Instanzenweg

Privatrecht ( bürgerliches Recht) ,  Personen – Personen

Öffentliches Recht, Personen – Staat

Staatsrecht , Staat - Staat     

Öffentliches Recht:

Staatrecht, Lehre der Staatsform, Verhältnis von Staat und Gesellschaft

Verfassungsrecht, Grundgesetz, Verfassung der Länder

Verwaltungsrecht, Regeln für alle Teile der Verwaltung, Steuerrecht, Sozialrecht

Strafrecht, strafrechtliche Nebengesetze

Gerichtsverfassungsrecht, Verfahrensrecht, Prozessrecht

Arbeitsrecht, als kollektives Recht, BetrVG, Tarifrecht, AZO

Privatrecht:
Bürgerliches Recht ( BGB) uns Nebengesetze

Handelsrecht (HGB), Wertpapierrecht Scheckrecht

Gesellschaftsrecht für Personen und Kapitalgesellschaften

Wettbewerbsrecht

Kartellrecht

Gerichte für die verschiedenen Rechtsgebiete

Privatrecht:


Öfft. Recht:


Staatsrecht:

AG




VG



Verfassungsgerichte

LG




OVG

OLG



BVG

BGH



ArbG

ArbG



FiG

LAG



SozialG





BAG



StrafG

FamG  



bei AG, LG, OLG und BGH
Freiw. Gerichte

Grundrechte:
Art. 1 Menschenwürde



Art. 10 Brief- Postgeheimnis

Art. 2 Freiheitsrechte



Art. 11 Freizügigkeit

Art. 3 Gleichheit vor dem Gesetz

Art. 12 Berufsfreiheit

Art. 4 Glaubensfreiheit



Art. 13 Unverletzlichkeit der Wohnung

Art. 5 Freiheit der Meinungsäußerung
Art. 14 Eigentumsfreiheit

Art: 6 Schutz der Ehe und Familie

Art. 15 Sozialisierung

Art: 7 Schulwesen



Art. 16 Ausbürgerung

Art. 8 Versammlungsfreiheit


Art. 17 Petitionsrecht

Art. 9 Vereinigungsfreiheit

III. BGB
1. Aufbau des BGB

Allgemeiner Teil, enthält grundsätzliche Regelungen, z.B. über Personen und Sachen, Rechtsgeschäfte, Fristen und Termine, Verjährung und Selbsthilfe etc.
Schuldrecht, behandelt Beziehungen Gleichgeordneter, die auf Vertragsfreiheit oder Gesetz beruhen, z.B. Anspruch der Vertragspartner aus Kaufvertrag, weitere Vertragsarten (Miete, Pacht), Gesellschaft bürgerlichen Rechts, Bürgschaft, unerlaubte Handlung, ungerechtfertigte Bereicherung etc.

Sachenrecht, regelt die Beziehungen von Personen zu Sachen, z.B. Eigentum, Besitz an beweglichen und unbeweglichen Sachen, Dienstbarkeit, Grundpfandrechte
Familienrecht, gibt Auskunft über familiäre Beziehungen, z.B. Ehe, Verwandtschaft, Vormundschaft

Erbrecht, behandelt die Folgen des Todes eines Menschen, z.B. gesetzliche Erbfolge, Testament, Erbvertrag, Pflichtteil etc.

2. Allgemeiner Teil des BGB
a. Personen

Natürliche Personen erlangen die Rechtsfähigkeit mit der Geburt und verlieren sie mit dem Tode, § 1 BGB .
Vor der Vollendung des 7. Lebensjahres ist der Mensch geschäftsunfähig, § 104 BGB, danach bis zu Volljährigkeit mit Vollendung des 18. Lebensjahres beschränkt geschäftsfähig (§§ 106 ff BGB), mit der Volljährigkeit (§ 2 BGB) uneingeschränkt geschäftfähig.
Deliktsfähigkeit ist die Voraussetzung für die Haftung für unerlaubte Handlung. Sie tritt ein mit dem 18. Lebensjahr (§ 276 BGB). Deliktsunfähigkeit schließ die Verantwortlichkeit aus oder mindert sie bei Personen, die ohne freie Willensbestimmung handeln oder bei Kindern unter 7 Jahren ( §§ 827,828 BGB) Kinder zwischen dem 7. und dem 18. Lebensjahr sind beschränkt deliktsfähig ( § 828 Abs. 2 BGB)

Strafmündigkeit beginnt mit dem 18. Lebensjahr allerdings als Heranwachsender bis zum 21. Lebensjahr nach dem Jugendstrafrecht, wenn eine Reifeverzögerung festzustellen ist. 

Kinder die zur Tatzeit das 14. Lebensjahr vollendet haben, sind bedingt strafmündig, allerdings nach Jugendstrafrecht, wenn sie nach der sittlichen und geistigen Reife in der Lage waren, das Unrecht ihrer Tat einzusehen.

Parteifähigkeit ist die Fähigkeit, selbst im Prozess als Partei aufzutreten und Anträge zu stellen.

§ 12 BGB Namensrecht, ureigenes Recht zur Person gehörig

§§ 13,14 BGB Verbraucher und Unternehmer, Abgrenzung ist wichtig für unterschiedliche Rechte bei Rechtsgeschäften

Juristische Personen sind Personenvereinigungen oder Zweckverbände mit einer vom Gesetz anerkannten rechtlichen Selbständigkeit. Sie erlangen Rechtfähigkeit ab Eintragung in das entsprechende Register und können Träger von Rechten und Pflichten sein, klagen und verklagt werden.

Juristische Personen des Privatrechts sind:

Verein, AG, GmbH, eG, KGaA, Stiftung

Juristische Personen des öffentlichen Rechts sind:

· Körperschaften: Gemeinden, Zweckverbände, Kirchen, Handwerkskammern, Ortskrankenkassen, Hochschulen

· Anstalten: Bundesagentur für Arbeit, Rundfunkanstalten, Krankenhäuser, Bundesbank

· Stiftungen: Preußischer Kulturbesitz, Studienfonds, Städelsche Kunststiftung

b. Rechtobjekte

Als Rechtsobjekte oder Gegenstände werden Sachen oder Rechte bezeichnet, die einem Rechtsobjekt  (einer Person) unterworfen oder ihnen  
zugeordnet werden können.
Folgende Rechtsobjekte sind zu unterscheiden:

· körperliche Gegenstände ( § 90 BGB), Sachen,  aber auch Sachgesamtheiten,  die ein Vielzahl von verschiedenen Einzelsachen darstellen und  Rechtsgesamtheiten ( Auftragsbestand einer Firma). Es handelt sich hierbei um Sachen im Rechtssinne. Über beide kann dinglich nur einzeln verfügt werden.
· Nichtkörperliche Gegenstände, z.B. Rechte und Forderungen ( § 96BGB) und sonstige objektiven Werte ( § 437 BGB), z.B. Firmen- oder Praxiswert ( § 266 HGB)

Grundsätzlich sind sämtliche Sachen verkehrsfähig und damit geeignet, Gegenstand von dinglichen Rechten und Verfügungen zu sein.

Rechte sind die Berechtigungen, die an einem Rechtssubjekt bestehen oder durchgesetzt werden können.

c. Rechtsgeschäfte

Voraussetzung für den Abschluss von Rechtsgeschäften ist die Geschäftsfähigkeit.

Sachen und Rechte können zwischen Personen wechseln. Dazu sind Rechtshandlungen erforderlich, jedoch nur erlaubte und rechtswirksame Handlungen, die gewollt sind. Voraussetzung für eine solche Rechtshandlung ist eine Willenserklärung.
Die Willenserklärung muss auf einen Rechtserfolg gerichtet sein oder geeignet sein, diesen herbeizuführen, und zwar durch:

· ein Tun, Dulden oder Unterlassen bei einer anderen Person oder

· durch Veränderung der Herrschaftsverhältnisse über Sachen.
Einseitige Rechtsgeschäfte, wie die empfangsbedürftige Kündigung oder die nicht empfangsbedürftige Besitzaufgabe erfordern nur eine Willenserklärung.

Zwei oder mehrseitige Rechtsgeschäfte, Verfügungsgeschäft (Einigung und Übergabe), Verpflichtungsgeschäft, einseitig (Kaufvertrag) oder einseitig verpflichtend (Schenkung) bedürfen entsprechend zwei oder mehr Willenserklärungen.

Es gibt aber auch nichtige oder anfechtbare Rechtsgeschäfte

Ein nichtiges Rechtsgeschäft ist als von Anfang an als ungültig anzusehen.

Dafür gibt es mehrere Gründe:
· Geschäftsunfähigkeit (§§ 104ff BGB

· Scheingeschäft ( §§ 117,118 BGB), die Willenerklärung wurde nur zum Schein abgegeben, um ein in Wirklichkeit dahinter stehendes Rechtsgeschäft zu verdecken oder zum Spaß oder zu Demonstrationszwecken.

· Geheimer Vorbehalt ( § 116 BGB) wenn der Erklärungsempfänger den Vorbehalt kennt.

· Verstoß gegen gesetzliche Verbote ( § 134 BGB)

· Verstoß gegen die guten Sitten ( §138 Abs. 1 BGB)

· Objektiv unmögliche Rechtsgeschäfte ( § 306 BGB)

Ein anfechtbares Rechtsgeschäft ist gültig, bis es wirksam angefochten ist.

Anfechtungsgründe sind:

· Anfechtung wegen Irrtums ( §§ 119,120 BGB)

· Inhaltsirrtum, Gegenstand ist falsch bezeichnet

· Erklärungsirrtum, von mehreren Vertragsentwürfen wurde der falsche unterzeichnet, man hat sich versprochen

· Eigenschaftsirrtum, ein Traber – Pferd wird als Spring – Pferd gekauft

· Übermittlungsirrtum, die Telefonübermittlung hat bei schlechter Leitung zu Fehlern geführt

· Motivirrtum, der Irrtum im Beweggrund, etwa den Wert der Ware

· Anfechtung wegen arglistiger Täuschung ( § 123 BGB), jemand wird zur Abgabe einer Willenserklärung durch Täuschung oder Drohung veranlasst.

· Anfechtungsfrist,  die Anfechtung muss ohne schuldhafte Verzögerung erfolgen, nachdem Kenntnis vom Anfechtungsgrund erlangt wurde.
d. Vertretung, Vollmacht

Bote:

Der Bote ist reiner Übermittler des Willens und hat keinen eigenen Erklärungsspielraum. Er muss genau das erklären, was ihm aufgetragen wurde ( § 120 BGB). Es kann also auch ein Minderjähriger sein.

Bevollmächtigter:

Der Bevollmächtigte darf nur im Rahmen der ihm erteilten Vollmacht handeln und in diesem Rahmen gegebenenfalls auch selbst Entscheidungen treffen.

Vollmacht wird durch Rechtsgeschäft erteilt ( § 166 ff BGB). Spielt vor allem im kaufmännischen Bereich eine Rolle, z.B. Prokura, Handlungsvollmacht. 

Vertreter:

Dem Vertreter wird eigener Entscheidungsspielraum bei der Abgabe einer Erklärung eingeräumt.
3.
Schuldrecht des BGB

Schuldverhältnisse geben die Beziehung zwischen zwei oder mehreren Personen in Bezug auf eine Sache oder eine Leistung wieder.

Bei einem Schuldverhältnis gibt es immer mindestens zwei Personen/ Parteien ( § 241 BGB ).

Der Gläubiger fordert eine Leistung.

Der Schuldner hat eine Leistung zu erbringen.

Ein vertragliches  Schuldverhältnis kommt durch Vertrag zwischen zwei oder mehr Personen zustande, wenn sich jemand zu einer bestimmten Leistung verpflichtet. Der Gesetzgeber lässt den Beteiligten weitgehend freie Hand. Mann nennt dies das Prinzip der Vertragsfreiheit. Das BGB liefert hier lediglich die Rahenbedingungen.

Ein gesetzliches Schuldverhältnis kann sich aufgrund von gesetzlichen Bestimmungen ergeben. Der Schuldner kann hier nicht frei entscheiden, ob er eine Verpflichtung eingehen will oder nicht, es handelt sich vielmehr um Rechtsfolgen für bestimmte Handlungen ( ungerechtfertigte Bereicherung, unerlaubte Handlung).

a.        Zustandekommen eines Vertrages

Ein Vertrag ist ein zweiseitiges Rechtsgeschäft zu dessen Zustandekommen  zwei übereinstimmende  Willenserklärungen erforderlich sind. Man nennt sie Angebot und Annahme, die übereinstimmen müssen. Dabei geht der Gesetzgeber davon aus, dass der Antragende, also das Angebot bindend ist  ( § 145 BGB) , es sei denn , dass die Gebundenheit ausdrücklich ausgeschlossen ist.

Der Vertragspartner muss persönlich angesprochen werden ( § 145 BGB) und das Angebot muss auf dem gleichen schnellen Weg angenommen werden, wie es abgegeben wurde. Angebote müssen so angenommen werden, wie sie abgegeben wurden. Eine Veränderung bedeutet zunächst Ablehnung, stellt dann aber ein neues Angebot dar, das von der Gegenseite angenommen werden kann. Grundsätzlich muss ich mich auf ein Angebot äußern, sonst gilt es als abgelehnt. Dabei ist jedoch die Verkehrssitte zu beachten sowie Treu und Glauben (§ 242 BGB). Beim Automaten nimmt man das schweigende Angebot des Automatenaufstellers an.         

b.        Schuldverhältnisse  des BGB

vertragliche Schuldverhältnisse:


Verträge auf dauernde Sachüberlassung:


Kauf, § 433 BGB 


Tausch, § 515 BGB


Schenkung, § 516 BGB


Verträge auf vorübergehende Sachüberlassung:


Miete, § 535 BGB


Pacht, § 581 BGB

 
Leihe, § 598 BGB


Darlehen, § 607 BGB, entgeltlich oder unentgeltlich


Verträge, die das Tätigwerden für andere bewirkejn:

Dienstvertrag, § 607 BGB, mit Selbständigen, § 675 BGB, mit Unselbständigen ( Arbeitsvertrag )
Werkvertrag, § 631 BGB, Werklieferungsvertrag, § 651 BGB, Reisevertrag; § 651a BGB

Sonstige Verträge:

Maklervertrag, § 652 BGB

Auftrag, § 662 BGB

Verwahrung, § 688 BGB

Gesellschaft, § 705 BGB

Bürgschaft, § 765 BGB u.a.

Gesetzliche Schuldverhältnisse:

Geschäftsführung ohne Auftrag, § 677 BGB

Ungerechtfertigte Bereicherung, § 812 BGB

Unerlaubte Handlung, § 823 BGB

c. Grundsätze des Vertragsrechts
Verträge führen zu Schuldverhältnissen, etwa beim Kaufvertrag schuldet der Lieferer dem Kunden die Ware. Dafür schuldet der Kunde dem Lieferer die Zahlung des Kaufpreises.
Das Schuldrecht unterscheidet den Gläubiger, der eine Leistung verlangen kann und den Schuldner, der eine Leistung zu erbringen hat.

Der Schuldner haftet grundsätzlich mit seinem gesamten Vermögen und zwar auch mit dem künftigen Vermögen. Erbringt er die Leistung nicht freiwillig, so kann ihn der Gläubiger auf dem Rechtsweg dazu zwingen lassen ( § 688 ZPO).

Wer seine vertraglich übernommenen Pflichten erfüllt, bringt damit sein Schuldverhältnis planmäßig und ordnungsgemäß zu Erlöschen (§§ 362 ff. BGB).

Das Gesetz verlangt die vereinbarungsgemäße Erfüllung eines Vertrages ( §§ 362 BGB). Ist in dem Vertrag über den so genannten Erfüllungsort nichts gesagt, so muss die Leistung genau an dem Ort erfolgen, an dem der Schuldner seinen Wohnsitz hat ( auch Gerichtsstand des Schuldners)

Warenschulden sind daher so genannte Holschulden, Geldschulden dagegen so genannte Schickschulden.  Ist der Schuldner verpflichtet, am Ort des 
Gläubigers zu leisten, so spricht man von Bringschulden.
Zu unterscheiden sind ferner die Stückschuld oder Individualschuld und die Gattungsschuld, bei der Zahlung Geldsortenschuld oder Fremdwährungsschuld.
3. Kaufvertrag

Durch den Kaufvertrag (§ 433 BGB) wird der Verkäufer einer Sache verpflichtet, dem Käufer die Sache zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu verschaffen. Der Verkäufer hat dem Käufer die Sache frei von Sach- und Rechtsmängeln zu verschaffen. Der Käufer ist verpflichtet, dem Verkäufer den vereinbarten Kaufpreis zu zahlen und die gekaufte Sache abzunehmen.

Gestörte Erfüllung eines Kaufvertrages tritt auf bei

Rechtsmangel, wenn der verkaufte Gegenstand mit Rechten Dritter belastet ist und die andere Partei das recht zur Einrede des nicht erfüllten Vertrages hat.

Sachmangel, wenn die verkaufte Sache nicht die für die Sache üblichen oder vereinbarten Eigenschaften hat.

Lieferungsverzug, wenn der Lieferer nach Fälligkeit und Mahnung schuldhaft die Lieferung verzögert oder unterlassen hat.

Bei Mängeln kann der Käufer die so genannten Gewährleistungsansprüche, nämlich

Nacherfüllung, § 439 BGB,

Rücktritt vom Vertrag,

Minderung de Kaufpreises oder

Schadensersatz verlangen.

Als Nacherfüllung kann der Käufer wahlweise die Beseitigung des Mangels oder die Lieferung einer mangelfreien Sache verlangen.

Wenn der Verkäufer beide Arten der Nacherfüllung verweigert, zwei Versuche der Nacherfüllung fehlgeschlagen sind oder die Nacherfüllung dem Käufer nicht zumutbar ist, kann der Käufer vom Vertrag zurücktreten und / oder Schadensersatz verlangen. Statt zurückzutreten, kann der Käufer den Kaufpreis durch Erklärung gegenüber dem Verkäufer mindern. Beim Schadensersatz ist der Käufer so zu stellen, als ob der Vertrag und das daraus resultierende schädigende Ereignis nicht eingetreten wären.

Der Käufer bestimmt allein, welches Recht er geltend machen will, Wandlung, Minderung, Schadensersatz oder Umtausch.        

Mangelschaden ist der Schaden an der Sache selbst.

Mangelfolgeschaden ist der Schaden, der durch die Mangelhaftigkeit an der geschuldeten Leistung,  an anderer Stelle auftritt.

Schadensersatz wegen Nichterfüllung ist der Schaden, der eintritt weil eine geschuldete Leistung nicht erbracht wird.

Bei der Gewährleistung handelt es sich um die gesetzlich geschuldete Verpflichtung bei Mängeln der geschuldeten Leistungen. Davon zu unterscheiden ist die Garantie als reine freiwillige Leistungszusage des Verkäufers.

Arten von Kaufverträgen

Kauf auf Probe ist ein Kauf mit Rückgaberecht innerhalb einer vereinbarten Frist ( § 454 BGB). Der Vertrag steht unter einer aufschiebenden Bedingung. Im Versandhandel üblich.

Beim Kauf nach Probe muss eine Leistung einem zuvor eingesandten Muster entsprechen.

Beim Kauf zur Probe wird eine kleine Menge fest gekauft. Dabei wird eine größere Bestellung in Aussicht gestellt, wenn die Ware dem Käufer zusagt.

Haustürgeschäfte, Fernabsatzverträge, Widerrufsrecht

Haustürgeschäft (§312 BGB)
Ist der Vertrag zwischen einem Unternehmer und Verbraucher, zu dessen Abschluss der Verbraucher

· mündlich an seinem Arbeitsplatz oder in seiner Wohnung (aber nicht ohne vorherige Bestellung)

· anlässlich einer Freizeitveranstaltung

· im Anschluss an ein überraschendes Ansprechen in Verkehrsmitteln oder im Bereich öffentlich zugänglicher Verkehrsflächen

bestimmt worden ist.

Fernabsatzvertrag ( § 312b BGB)

Ist ein Vertrag über eine Lieferung von Waren oder die Erbringung von Dienstleistungen, der zwischen einem Unternehmer und einem Verbrauche unter ausschließlicher Verwendung von Fernkommunikationsmitteln abgeschlossen wird. Kommunikationsmittel (§ 312b Abs. 2 BGB) können sein Briefe, Kataloge, Telefonanrufe, Telekopien, E-mails sowie Rundfunk, Tele- und Mediendienste 

Das Widerrufsrecht steht dem Verbraucher nach § 312 BGB beim Haustürgeschäft und nach § 312d BGB beim Fernabsatzvertrag zu. Der Widerruf ist geregelt in den §§ 355, 356 BGB und er erfolgt durch fristgerechten schriftlichen Widerruf des Vertrages, der keiner Begründung bedarf oder durch Rücksendung der Ware. Die Frist beträgt 2 Wochen und beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Verbraucher eine deutliche Belehrung über das Widerrufsrecht erhält. Die Belehrung muss den Namen und die Anschrift desjenigen enthalten, gegenüber dem der Widerruf zu erfolgen hat und einen Hinweis auf den Fristbeginn. Bei eingesetzten Telekommunikationsmitteln ist die Belehrung so zu übermitteln, dass sie mittels der Telekommunikationsmittel gespeichert und für den Verbraucher wieder erkennbar gemacht werden kann. Die Frist beträgt 4 Wochen, wenn die Belehrung nach Vertragsschluss erfolgt. Ausnahmen sind im einzelnen gelistet in § 312d Abs. 4 BGB.   
